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1 ALLGEMEINES 

1.1 Anlass, Ziel und Zweck der Planung 

Historisch gesehen galt das Hotel „Kreuz“ auf dem Höchst in der Gemeinde Eisenbach 
rund 200 Jahre als Treffpunkt für die Bürgerschaft. Im Jahr 2013 wurde das leerste-
hende Gebäude schließlich abgerissen. Um einen neuen Treffpunkt für die Bürgerin-
nen und Bürgern zu schaffen, soll im Interesse der Gemeinde eine neue Ortsmitte ent-
wickelt werden. Gleichzeitig soll ein nachfrageorientiertes Angebot für Mehrgeneratio-
nenwohnen bereitgestellt werden. Daher möchte die Gemeinde die derzeit als Park-
platz genutzte Fläche auf dem Höchst einer städtebaulichen Entwicklung zuführen. Um 
eine attraktive Adresse zu sichern, soll ein Nutzungsmix aus Wohnen und Gewerbe 
entstehen.  

In Zusammenarbeit mit der Baugenossenschaft Familienheim und in Partnerschaft mit 
weiteren Investoren ist die Realisierung einer Wohnanlage für Mehrgenerationenwoh-
nen mit gewerblichen Nutzungen in der Erdgeschosszone geplant. Die Gemeinde un-
terstützt die vorgelegte Projektstudie der Baugenossenschaft Familienheim vom Feb-
ruar 2021 und möchte hierfür einen Bebauungsplan aufstellen. Die Bebauungsplanauf-
stellung verfolgt im Wesentlichen folgende Ziele: 

▪ Bereitstellung von Mehrgenerationenwohnen 
▪ Verbesserung der Grundversorgung  
▪ Einrichtung eines Treffpunktes für Bürgerinnen und Bürger  
▪ Sicherung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung / Innenentwicklung 
▪ Schaffung kompakter Siedlungsstrukturen 
▪ Effiziente Nutzung vorhandener Infrastruktur 
 

 

Luftbildausschnitt des Ortsteils Höchst mit schematischer Darstellung des Plangebietes (Quelle: LUBW, ohne Maßstab) 

Der Bebauungsplan dient der Wiedernutzbarmachung einer brachgefallenen Fläche 
und kann als Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren nach 
§ 13a BauGB ohne formelle Umweltprüfung aufgestellt werden. Der Flächennutzungs-
plan kann im Wege der Berichtigung angepasst werden. 
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1.2 Lage des Planungsgebiets / Geltungsbereich  

Das rund 0,3 ha große Plangebiet befindet sich im Ortsteil Höchst der Gemeinde Ei-
senbach. Es liegt zentral am Verkehrsknoten und unmittelbar an der Hauptverkehrs-
straße L172 („Höchst“).  

Der Geltungsbereich wird begrenzt von den Verkehrsflächen Waldstraße im Westen, 
Höchstberg im Südwesten und dem „Höchst“ (L127 und Wohnstraße) im Südosten den 
Im Norden grenzt das Gebiet an bestehende Wohnlagen.  

Das ehemalige Gebäude wurde abgebrochen, die Brachfläche wird derzeit als unbe-
festigte Parkplatzfläche genutzt.  

 

Geltungsbereich des Bebauungsplans ohne Maßstab (Kataster Quelle: Gemeinde Eisenbach) 

1.3 Flächennutzungsplan 

Im wirksamen Flächennutzungsplan der Vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft (VVG) 
Titisee-Neustadt / Eisenbach ist die betroffene Fläche als Wohnbaufläche und die un-
mittelbar angrenzende Fläche südlich des Plangebiets als Gewerbefläche dargestellt. 
Ziel der Gemeinde ist es, im Übergang zwischen den Wohnlagen und den Gewerbeflä-
chen und damit am zentralen Verkehrsknoten ein Mischgebiet zu entwickeln, was der 
vom Gesetzgeber geforderten städtebaulichen Gliederung nach § 50 BImSchG ent-
spricht.  
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Ausschnitt aus dem wirksamen Flächennutzungsplan der vereinbarten Verwaltungsgemeinschaft Titisee-Neustadt/Ei-
senbach (genordet, ohne Maßstab) 

Da im Flächennutzungsplan keine parzellenscharfen Aussagen getroffen werden (kön-
nen), kann die Festsetzung eines Mischgebiets in der geplanten Größenordnung an 
diesem Standort als (noch) entwickelt betrachtet werden. Denn die Parzellenunschärfe 
ermöglicht auch eine gewerbliche Entwicklung einige Meter nach Norden über die 
Straße hinaus, womit Teile des Geltungsbereichs als Gewerbe- und Teile als Wohn-
bauflächen entwickelt werden könnten. Bei dieser Betrachtung wird auch berücksich-
tigt, dass das Mischgebiet eine Größe von ca. 3.241 m² aufweist und der gewerbliche 
Anteil im Mischgebiet lediglich rund 1.620 m² einnimmt. 

Eine Berichtigung des Flächennutzungsplans wäre im vorliegenden Verfahren nach 
§ 13a BauGB zwar möglich, erscheint aber weder erforderlich noch angemessen. 

1.4 Bestehender Bebauungsplan 

Für den Geltungsbereich besteht in großen Teilen seit dem 19.09.1975 (Rechtskraft) 
der Bebauungsplan „Höchstberg“. 

  

Ausschnitt aus dem rechtskräftigen Bebauungsplan „Höchstberg“ mit Darstellung des Geltungsbereiches des vorliegen-
den Bebauungsplanes „Neue Ortsmitte“ – schwarz-gestrichelte Umrandung, Gemeinde Eisenbach (genordet, ohne 
Maßstab) 
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Der Ursprungsplan wird nunmehr mit dem vorliegenden Bebauungsplan „Neue Orts-
mitte“ überplant. Der Bebauungsplan „Neue Ortsmitte“ stellt hierbei einen eigenständi-
gen, qualifizierten Bebauungsplan dar. 

1.5 Planungsverfahren / Verfahrensablauf 

Das Bebauungsplanverfahren ist durch die Inhalte und Abläufe des Baugesetzbuches 
(BauGB) vorgegeben. Der Bebauungsplan „Neue Ortsmitte“ dient der Wiedernutzbar-
machung einer bestehenden und gut erschlossenen Brachfläche und leistet einen Bei-
trag dazu, die Flächeninanspruchnahme im Außenbereich zu minimieren. Er wird als 
Bebauungsplan der Innenentwicklung im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB 
aufgestellt  

Ein Bebauungsplan darf im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB nur dann auf-
gestellt werden, wenn in ihm eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 (2) Bau 
NVO von weniger als 20.000 m² festgesetzt wird. Dabei sind die Grundflächen mehre-
rer Bebauungspläne, die in einem engen, sachlichen, räumlichen und zeitlichen Zu-
sammenhang aufgestellt werden, mitzurechnen. Die Größe des Plangebiets liegt bei 
rund 3.241 m², das Maß der baulichen Nutzung wird begrenzt durch GRZ 0,6. Die zu-
lässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO liegt unter 2.000 m² und damit 
deutlich unter dem Schwellenwert von 20.000 m². Bebauungsplanverfahren, die in ei-
nem zeitlichen, räumlichen und sachlichen Zusammenhang stehen, liegen nicht vor. 
Damit wird auch durch Kumulation mehrerer Planungen der Schwellenwert nicht über-
schritten. 

Im vorliegenden Fall gibt es keine Anhaltspunkte für Beeinträchtigungen von Gebieten 
von gemeinschaftlicher Bedeutung nach der FFH- und Vogelschutzrichtlinie (Natura 
2000). Damit sind die Voraussetzungen zur Anwendung des beschleunigten Verfah-
rens nach § 13a BauGB vollumfänglich erfüllt.  

Es bestehen auch keine Anhaltspunkte dafür, dass bei der Planung Pflichten zur Ver-
meidung oder Begrenzung der Auswirkungen von schweren Unfällen nach § 50 S. 1 
BImSchG zu beachten sind. 

Im beschleunigten Verfahren gemäß § 13a BauGB kann auf die Frühzeitige Beteiligung 
verzichtet werden.  

Darüber hinaus kann auf die Umweltprüfung sowie die Erstellung eines Umweltberichts 
mit einer Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung sowie auf die Zusammenfassende Er-
klärung verzichtet werden. Dennoch müssen die Belange von Natur und Umwelt be-
rücksichtigt werden. Deshalb ist insbesondere eine Prüfung des Arten- und Naturschut-
zes notwendig, die in einer „Artenschutzrechtlichen Prüfung“ / „Umweltanalyse“ vom 
Büro Kunz Galaplan aus Todtnauberg dokumentiert wird und die Umweltbelange für 
den Bebauungsplan auf Grundlage von § 1 (6) Nr. 7 BauGB zusammenfassend behan-
delt. 

Verfahrensablauf 

27.07.2022 
 

 Der Gemeinderat fasst den Aufstellungsbeschluss für den Be-
bauungsplan mit den dazugehörigen örtlichen Bauvorschriften 
„Neue Ortsmitte gem. § 2 (1) BauGB im beschleunigten Verfah-
ren nach § 13a BauGB. 
 

27.07.2022  Der Gemeinderat billigt den Entwurf des Bebauungsplans mit 
den dazugehörigen örtlichen Bauvorschriften „Neue Ortsmitte“ 
und beschließt die Durchführung der Offenlage gem. § 3 (2) 
und § 4 (2) BauGB. 
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__.__.____ bis 
__.__.____ 

 Durchführung der Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 (2) BauGB 
 

Anschreiben  
vom __.__.____ 
mit Frist bis 
__.__.____ 

 Durchführung der Behördenbeteiligung gem. § 4 (2) BauGB 

__.__.____  Der Gemeinderat behandelt die eingegangenen Stellungnah-
men und beschließt den Bebauungsplan mit den dazugehörigen 
örtlichen Bauvorschriften „Neue Ortsmitte“ gem. 
§ 10 (1) BauGB jeweils als eigenständige Satzung. 

2 KONZEPTION DER PLANUNG 

2.1 Städtebau 

Das Plangebiet liegt zentral im Ortsteil Höchst und damit günstig zur Ausbildung einer 
neuen Ortsmitte. Die zwei Baukörper umschließen einen vor Witterung geschützten 
und einladenden Platzraum, der sich in Richtung des Verkehrsknotens im Süden öff-
net. Gleichzeitig bilden die Gebäude einen Abschluss zur vorhandenen Wohnbebau-
ung, die zusätzlich vor Lärm geschützt wird.  

 

 

Lageplan Vorhabenplanung vom 12.07.2021, Oliver Thiele Dipl. Ing. Architekt (nicht genordet, ohne Maßstab) 
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2.2 Erschließung  

Die an drei Seiten umgrenzenden Verkehrsflächen und das nach Osten abfallende Ge-
lände bieten gute Voraussetzungen für eine differenzierte Erschließung der neuen 
Ortsmitte. Die Erschließung erfolgt über drei Zufahrten. Im Osten erfolgt eine Zufahrt 
von der Wohnstraße „Höchst“ in die Tiefgarage im Sockelgeschoss. Im Bereich der Zu-
fahrt befinden sich vier offene Stellplätze. Am neuen Dorfplatz werden acht Kunden-
stellplätze angeboten, womit die Ladenflächen auch für Autofahrer auf kürzestem Weg 
erreichbar sind. Die Stellplatzanlage im Norden wird über die Waldstraße erschlossen.  

2.3 Nutzungen 

Im Erdgeschoss der beiden Gebäude ist die Ansiedelung öffentlicher, gewerblicher 
Nutzungen geplant, die sich um den neuen Dorfplatz anordnen und diesen beleben. 
Der örtliche Metzger und Bäcker sollen in die neue Ortsmitte umsiedeln. Zudem ist die 
Nutzung für eine Praxis sowie eine Tagespflege geplant. In den zwei Obergeschossen 
ist ein Angebot für Mehrgenerationenwohnen geplant.  

 

Erdgeschossnutzungen Vorhabenplanung vom 12.07.2021, Oliver Thiele Dipl. Ing. Architekt (nicht genordet, ohne Maß-
stab) 
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2.4 Ver- und Entsorgung 

Es handelt sich um die Wiedernutzbarmachung eines vorhandenen und bereits voll-
ständig erschlossenen Baugebiets. Aufgrund der durch die Nachverdichtung der ver-
gangenen Jahre gestiegenen Abwassermengen innerhalb der Gemeinde sowie der ge-
planten Nachverdichtung im Bereich der neuen Ortsmitte ist ein Ausbau der bestehen-
den Kanalisation geplant. Der Ausbau der bestehenden öffentlichen Erschließung er-
folgt im Trennsystem.  

Gemäß dem Bebauungsplan beigefügten Bodengutachten vom 05.04.2016 sind die 
locker gelagerten Auffüllböden im oberen Bereich besser wasserdurchlässig als der 
gewachsene Untergrund, weshalb im Bereich des Plangebiets mit einem Aufstau von 
Sickerwasser gerechnet werden muss. Auch aufgrund der zu den Verkehrsflächen ab-
fallenden Hanglage ist eine Versickerung kaum möglich. Deshalb soll das anfallende 
Niederschlagswasser in den öffentlichen Regenwasserkanal eingeleitet werden.   

Für die Trink- und Löschwasserversorgung wird das Plangebiet entsprechend den all-
gemein anerkannten Regeln der Technik an die bestehende öffentliche Wasserversor-
gung (Ortsnetz) angeschlossen.  
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3 Planungsrechtliche Festsetzungen 

3.1 Art der baulichen Nutzung 

Die Festsetzung als Mischgebiet entspricht der im Flächennutzungsplan dargestellten 
Nutzung und ermöglicht den in der Vorhabenplanung vorgesehenen Nutzungsmix. 
Gartenbaubetriebe, Tankstellen sowie Vergnügungsstätten sind nicht zugelassen. Der 
Ausschluss solcher Anlagen dient der Vermeidung störender bzw. flächenintensiver 
Nutzungen. Dadurch sollen vor allem dem Konzept der neuen Ortsmitte entsprechende 
Nutzungen, die dem Mehrgenerationenwohnen sowie der Deckung des täglichen Be-
darfs dienen, gestärkt werden.  

3.2 Maß der baulichen Nutzung 

Zur flächensparenden Realisierung von kostengünstigem Wohnraum für Mehrgenerati-
onen wird eine dreigeschossige Bebauung ermöglicht. Die Höhe baulicher Anlagen 
wird durch die Gebäudehöhe (GH) bestimmt.  

Die Höhenfestsetzungen bieten ausreichend Spielraum für die Realisierung des ge-
planten Vorhabens sowie der angestrebten zulässigen Zahl der Vollgeschosse.   

Mit GRZ 0,6 kann entsprechend der Orientierungswerte nach § 17 BauNVO eine maß-
volle und flächensparende Dichte entstehen, gleichzeitig werden auch unbefestigte 
Flächen gesichert.  

Die GFZ 1,8 weicht von dem nach § 17 BauNVO vorgeschriebenen Orientierungswert 
für Mischgebiete ab. Um eine flächensparsame und nachhaltige Bebauung zu ermögli-
chen, sowie zur Realisierung von kostengünstigem Wohnraum für Mehrgenerationen-
wohnen, wird eine GFZ von 1,8 festgesetzt.  

3.3 Überbaubare Grundstücksfläche/Bauweise 

Die städtebauliche Struktur ergibt sich aus dem städtebaulichen Konzept der Vorha-
benplanung. Durch die festgesetzten Baugrenzen wird ein großzügiges Baufenster mit 
ausreichend Spielraum für die architektonische Gestaltung des geplanten Bauvorha-
bens geboten.  

Als abweichende Bauweise ist die offene Bauweise festgesetzt, wobei auch Gebäude-
längen über 50 m zulässig sind, da in Abhängigkeit von der Gebäudekonzeption auch 
größere Gebäudelängen möglich sein können. Die offene Bauweise sichert zudem die 
Einhaltung ausreichender Abstände zu den seitlichen Grundstücksgrenzen und ent-
spricht der ortstypischen Bauweise. 

3.4 Nebenanlagen und Stellplätze 

Oberirdische, nicht überdachte Stellplätze (ST), Carports (CP) sowie Nebenanlagen 
(NA) sind ausschließlich in den überbaubaren Grundstücksflächen (Baufenster) sowie 
in den dafür festgesetzten Zonen zulässig. Damit sollen zum einen die hochbaulich in 
Erscheinung tretenden Anlagen auf dem Grundstück konzentriert werden und zusam-
menhängende Grünflächen weitgehend von Bebauung freigehalten werden. Zudem 
sollen die Parkierungszonen im Plangebiet möglichst gebündelt und zusammenhän-
gend platziert werden.  

Zur Freihaltung der nicht überbaubaren Grundstücksflächen und zum Erhalt von Blick-
beziehungen werden oberirdische Garagen (GA) nur innerhalb der überbaubaren 
Grundstücksflächen zugelassen.  



Gemeinde Eisenbach – Gemarkung Eisenbach Stand: 27.07.2022 
Bebauungsplan und örtliche Bauvorschriften  Fassung: Offenlage 
„Neue Ortsmitte“ gem. § 3 (2) und § 4 (2) BauGB i.V. m. § 13a BauGB 

BEGRÜNDUNG Seite 10 von 12 

 
 

22-07-27 Begründung (22-07-21).docx 

Carports (CP) und Nebenanlagen, die hochbaulich in Erscheinung treten, müssen zu 
Verkehrsflächen einen Mindestabstand von 1,0 m einhalten. Damit soll eine Einengung 
des Straßenraumes vermieden und eine Vorpflanzung oder Fassadenbegrünung be-
günstigt werden.  

Um die Möglichkeiten einer baulichen Verdichtung optimal ausnutzen zu können und 
die Möglichkeit zur Schaffung von Tiefgaragen zu eröffnen, wird festgesetzt, dass bau-
liche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche auch außerhalb der überbaubaren Flä-
chen zulässig sind. Hierüber kann der erhöhte Stellplatzbedarf gedeckt werden. 

3.5 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft 

Im Sinne der Grundwasserneubildung, der Verdunstung und des Klimaschutzes sind 
KFZ-Stellplatzflächen in einer wasserdurchlässigen Bauweise auszuführen. Davon 
ausgenommen sind KFZ-Stellplätze, wenn bei diesen aus betrieblichen Gründen eine 
wasserdurchlässige Oberfläche nicht möglich ist (z.B. barrierefreie Stellplätze, Stell-
plätze für den Krankentransportverkehr). Damit wird der angestrebten Nutzung und 
den damit einhergehenden betriebsbedingten Notwendigkeiten ein Vorrang einge-
räumt. 

Zum Schutz des Grundwassers ist der Einsatz von metallhaltigen Materialien (z.B. Alu-
minium, Blei, Zink, Kupfer) zur Dacheindeckung oder als Fassadenbaustoff/-verklei-
dung nur dann zulässig, wenn sie beschichtet oder in ähnlicher Weise behandelt sind, 
um eine Kontaminierung des Niederschlagswassers mit Metallionen zu verhindern.  

Die private und öffentliche Außenbeleuchtung ist zum Schutz der Tierwelt (z.B. Insek-
ten) energiesparend, insektenverträglich, staubdicht und streulichtarm auszuführen.  

3.6 Pflanzgebote und Bindungen 

Zur Sicherung einer Mindestbegrünung werden einzelne Festsetzungen vorgegeben. 
Pro sechs Stellplatzflächen ist mindestens ein Laub- oder Obstbaum gemäß der 
Pflanzliste zu pflanzen und dauerhaft zu pflegen. Zusätzlich sind gemäß Planzeich-
nung fünf örtlich festgesetzte Pflanzgebote für Einzelbäume umzusetzen. Zum Erhalt 
der vorhandenen Grünstrukturen sind zwei bestehende Bäume als Pflanzbindungen 
festgesetzt. Diese sind zu erhalten und dauerhaft zu pflegen. Abgängige Bäume sind 
gemäß Pflanzliste zu ersetzen.  
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4 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

4.1 Dächer 

Die Dächer mit 0° - 5° Dachneigung entsprechen der Vorhabenplanung und ermögli-
chen eine optimale Ausnutzung des umbauten Raumes. Darüber hinaus eignen sie 
sich für eine Dachbegrünung und bieten gute Voraussetzungen für Anlagen, die der 
solaren Energiegewinnung dienen.  

Wellfaserzementplatten und offene Bitumenbahnen, sowie glänzende oder reflektie-
rende Materialien sind zum Schutz des Ortsbilds als Dacheindeckungen nicht zugelas-
sen. Anlagen, die der solaren Energiegewinnung dienen (z.B. Photovoltaikanlagen, 
Sonnenkollektoren, etc.) sind zulässig, wobei reflektionsarme und damit blendfreien 
Module zu verwenden sind.  

4.2 Gestaltung unbebauter Flächen bebauter Grundstücke 

Unbebaute Flächen bebauter Grundstücke sind zur Sicherung der Freiraumqualitäten 
als Grünflächen zu unterhalten. Gemäß Landesnaturschutzgesetz sind Schottergärten 
zur Sicherung eines ansprechenden Orts- und Landschaftsbilds sowie aus ökologi-
schen Gründen ausgeschlossen.  

Auf den Grundstücken müssen Standorte für Abfallbehälter mit einem baulichen oder 
pflanzlichen Sichtschutz versehen werden. Diese Festsetzung dient der positiven 
Wahrnehmung der Ortsmitte und sorgt zudem für eine Minimierung der Konflikte durch 
Geruchsimmissionen.  

4.3 Einfriedungen 

Zur Gestaltung des Straßenraums, zur Wahrung der Verkehrssicherheit sowie zur Stär-
kung des Charakters einer gemeinschaftlichen Ortsmitte sind Einfriedungen und Mau-
ern nur in begründeten Ausnahmefällen (z.B. Sicherheit, Diebstahl) zulässig.  

4.4 Außenantennen 

Die Beeinträchtigung des Ortsbilds durch einen Wildwuchs von Antennen oder Parabo-
lanlagen soll dadurch verhindert werden, dass diese an einem Standort am Gebäude 
zu konzentrieren sind.  

5 UMWELTBELANGE 

Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB aufgestellt. 
Eine formelle Umweltprüfung nach § 2 (4) BauGB sowie der Umweltbericht nach § 2a 
BauGB ist somit nicht erforderlich. Dennoch sind die Belange des Umweltschutzes ge-
mäß § 1 (6) Nr. 7 BauGB im Rahmen der Gesamtabwägung zu berücksichtigen. Der 
Umweltbeitrag wurde vom Büro Kunz Galaplan aus Todtnauberg bearbeitet und wird 
als eigenständiger Teil der Begründung beigefügt.  

Im Rahmen einer artenschutzrechtlicher Relevanzprüfung wurden die lokalen Auswir-
kungen auf lokale Populationen behandelt. Gleichzeitig wurde geprüft, ob eine Besied-
lung störungssensibler Arten besteht bzw. zu erwarten ist. Der artenschutzrechtliche 
Fachbeitrag ist dem Umweltbeitrag beigefügt.  

6 BODENORDNUNG  

Maßnahmen der Bodenordnung sind nicht erforderlich. 
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7 KOSTEN  

Zur Kostenübernahme wurde ein städtebaulicher Vertrag mit dem Investor abgeschlos-
sen. Die öffentliche Erschließung wird nach Fertigstellung an die Gemeinde Eisenbach 
übergeben und liegt dann in der kommunalen Unterhaltungslast.  

8 STÄDTEBAULICHE KENNZIFFERN 

Mischgebiet / Geltungsbereich ca.  3.241 m² 

 

 

 

Eisenbach, den  
 
 
 
 
 
 
Karlheinz Rontke 
Bürgermeister  Planverfasser 
 
 
 
 
 
 

  

Ausfertigungsvermerk 
Es wird bestätigt, dass der Inhalt des Planes so-
wie der zugehörigen planungsrechtlichen Festset-
zungen und der örtlichen Bauvorschriften mit den 
hierzu ergangenen Beschlüssen des Gemeindera-
tes der Gemeinde Eisenbach übereinstimmen. 
 
 
Eisenbach, den  
 
 
 
Karlheinz Rontke 
Bürgermeister 

 Bekanntmachungsvermerk 
Es wird bestätigt, dass der Satzungsbeschluss 
gem. § 10 (3) BauGB öffentlich bekannt gemacht 
worden ist. Tag der Bekanntmachung und somit 
Tag des Inkrafttretens ist der _______________. 
 
 
 
Eisenbach, den  
 
 
 
Karlheinz Rontke 
Bürgermeister 

 


